
Leistungslaufbahngesetz - LlbG 

Art. 7 Vorbildung 

(1) 
1
Für den Einstieg in einer Qualifikationsebene ist, soweit dieses Gesetz keine abweichenden Regelungen 

trifft, mindestens folgende Vorbildung erforderlich: 
 

1. für die erste Qualifikationsebene der erfolgreiche Hauptschulabschluss, 
2. für die zweite Qualifikationsebene der mittlere Schulabschluss oder der qualifizierende Hauptschulab-

schluss; für einzelne Bereiche können auch Bewerber und Bewerberinnen zugelassen werden, die 
den Hauptschulabschluss und eine abgeschlossene förderliche Berufsausbildung nachweisen, 

3. für die dritte Qualifikationsebene die Fachhochschulreife oder eine andere Hochschulreife, 
4. für die vierte Qualifikationsebene die Erste Staatsprüfung, die Erste Juristische Prüfung, ein Diplom- 

oder Magisterabschluss oder eine vergleichbare Qualifikation an einer Universität oder Kunsthoch-
schule oder ein Masterabschluss. 
 

2
In den Fällen des Satzes 1 Nrn. 1 bis 3 kann auch ein vom Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wis-

senschaft und Kunst als gleichwertig anerkannter Bildungsstand gefordert werden. 

 
 
 
 
 
 

Gesetz über die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege in 
Bayern (BayFHVRG) 

Art. 16 Vorbildungsvoraussetzungen 

(1) Voraussetzung für das Studium an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege ist die 
Fachhochschulreife, eine andere Hochschulreife oder ein nach Anhörung des Landespersonalausschusses 
vom Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst als gleichwertig anerkannter Bildungsstand. 

(2) Die Bestimmungen des Beamtenrechts, insbesondere des Laufbahnrechts, über die Zulassung zu einer 
Laufbahn des gehobenen Dienstes bleiben unberührt. 

 
 
 
 
 
 

Bayerisches Hochschulgesetz - BayHSchG 

Art. 45 Hochschulzugang für qualifizierte Berufstätige 

(1) 
1
Absolventen und Absolventinnen der Meisterprüfung wird der allgemeine Hochschulzugang eröffnet, 

wenn sie ein Beratungsgespräch an der Hochschule absolviert haben. 
2
Satz 1 gilt entsprechend für Absolven-

ten und Absolventinnen der vom Staatsministerium der Meisterprüfung gleichgestellten beruflichen Fortbil-
dungsprüfungen sowie für die Absolventen und Absolventinnen von Fachschulen und Fachakademien. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Qualifikationsverordnung - QualV 

§ 29 Allgemeiner Hochschulzugang für Absolventen und Absolventinnen einer beruflichen Fort- oder  
Weiterbildungsprüfung 

(1) 
1
 Der allgemeine Zugang zur Hochschule gemäß Art. 45 Abs. 1 BayHSchG wird nachgewiesen durch ein 

im Freistaat Bayern erworbenes 
 

1. Zeugnis über die bestandene, nach den Bestimmungen des Berufsbildungsgesetzes oder der Handwerks-
ordnung abgelegte Meisterprüfung, 
 

2. Zeugnis über die bestandene, nach §§ 53, 54 des Berufsbildungsgesetzes oder §§ 42, 42a der Handwerks-
ordnung abgelegte berufliche Fortbildungsprüfung, deren vorbereitender Lehrgang einen Stundenumfang 
von mindestens 400 Stunden umfasst, 

 

3. Zeugnis über die bestandene Abschlussprüfung einer öffentlichen oder staatlich anerkannten Fachschule 
oder Fachakademie; Absolventen und Absolventinnen einer Fachakademie für Sozialpädagogik haben dar-
über hinaus auch die Urkunde über die staatliche Anerkennung zum ,Staatlich anerkannten Erzieher’ bzw. 
zur ,Staatlich anerkannten Erzieherin’ oder eine gesonderte Bescheinigung über das Bestehen des Berufs-
praktikums vorzulegen, 

 

4. Zeugnis über den bestandenen Fortbildungsabschluss an einer Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie, 
wenn die Prüfungsordnung staatlich genehmigt ist und/oder ein Staatskommissär an den Prüfungen mitwirkt 
und die Fortbildung einen Stundenumfang von mindestens 400 Stunden umfasst, oder 

 

5. Zeugnis über die bestandene Prüfung zum Verwaltungsfachwirt oder zur Verwaltungsfachwirtin oder die be-
standene Fachprüfung II an der Bayerischen Verwaltungsschule. 

 

2
 Der allgemeine Zugang nach Satz 1 setzt voraus, dass ein Beratungsgespräch an der Hochschule absol-

viert wurde, an der das Studium aufgenommen werden soll; die Hochschule stellt hierüber eine Bescheini-
gung aus. 

3
 Zusätzlich sind die Durchschnittsnote der beruflichen Fortbildungsprüfung und das Datum des 

Erwerbs der Studienberechtigung zu bescheinigen. 
4
 Das von einer bayerischen Hochschule bescheinigte 

Beratungsgespräch wird von einer anderen Hochschule anerkannt. 

 
(2) Für außerhalb des Freistaates Bayern im Inland erworbene Bildungsnachweise 
 

1. im Sinn von Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 3 bis 5 gilt Abs. 1 entsprechend, 
 

2. im Sinn von Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 gilt Abs. 1 entsprechend, wenn die Prüfung gemäß den Bestimmungen der 
vom zuständigen Bundesministerium nach § 53 des Berufsbildungsgesetzes oder § 42 der Handwerksord-
nung erlassenen Fortbildungsordnung abgelegt wurde; im Übrigen gelten sie als Nachweis des allgemeinen 
Zugangs zur Hochschule gemäß Art. 45 Abs. 1 BayHSchG nur, wenn sie im Rahmen des Zulassungs- 
und/oder Immatrikulationsverfahrens von der Hochschule als gleichwertig im Sinn von Abs. 1 Satz 1 aner-
kannt worden sind; in Zweifelsfällen ist die im Freistaat Bayern örtlich zuständige Stelle nach § 71 des Be-
rufsbildungsgesetzes zu beteiligen; Abs. 1 Sätze 2 bis 4 finden Anwendung. 

 
(3) 

1
 Bildungsnachweise, die im Ausland erworben wurden, gelten als Nachweis des allgemeinen Zugangs zur 

Hochschule gemäß Art. 45 Abs. 1 BayHSchG nur, wenn sie im Rahmen des Zulassungs- und/oder Immatriku-
lationsverfahrens von der Hochschule als gleichwertig im Sinn von Abs. 1 Satz 1 anerkannt worden sind; in 
Zweifelsfällen ist die im Freistaat Bayern örtlich zuständige Stelle nach § 71 des Berufsbildungsgesetzes zu 
beteiligen. 

2
 Abs. 1 Sätze 2 bis 4 finden Anwendung. 

 
(4) 

1
 Der allgemeine Zugang zur Hochschule gemäß Art. 45 Abs. 1 BayHSchG kann auch nachgewiesen wer-

den durch 
 

1. eine Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 gleichwertige Qualifikation im Sinn des Seemannsgesetzes (staatliche Befähigungs-
zeugnisse für den nautischen oder technischen Schiffsdienst) oder 
 

2. ein Zeugnis über eine bestandene Fort- oder Weiterbildungsprüfung nach einer landesrechtlichen Fort- oder 
Weiterbildungsregelung für Berufe im Gesundheitswesen sowie im Bereich der sozialpflegerischen und sozi-
alpädagogischen Berufe, deren vorbereitender Lehrgang einen Stundenumfang von mindestens 400 Stun-
den umfasst, oder 

 

3. ein Zeugnis über eine nach den Empfehlungen der Deutschen Krankenhausgesellschaft e.V. durchgeführte 
bestandene Weiterbildungsprüfung, deren vorbereitender Lehrgang einen Stundenumfang von mindestens 
400 Stunden umfasst; die Weiterbildungsstätte muss von der Deutschen Krankenhausgesellschaft e.V. aner-
kannt sein. 

 

2
 Abs. 1 Sätze 2 bis 4 finden Anwendung. 

 
(5) Unberührt bleibt das zusätzliche Bestehen einer Eignungsprüfung in den Fällen des Art. 44 Abs. 2 Sätze 1 
und 4 sowie Abs. 3 BayHSchG oder eines Eignungsfeststellungsverfahrens gemäß Art. 44 Abs. 4 BaySchG. 


